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Seesicherheit ist 
politisches Thema

Seesicherheit ist Teil der kom-
plexen Sicherheitsvorsorge, die 
ein Staat für seine Bürger leisten 

muss. Auch wenn die Sicherheit auf See 
nur in enger internationaler Zusamme-
narbeit erreicht werden kann, hat jeder 
souveräne Staat die Verantwortung, die 
politischen und rechtlichen Voraus-
setzungen dafür zu schaffen und dann 
die Fähigkeiten zu einem konkreten 
Beitrag bereitzustellen. Es ist aber auch 
die Aufgabe all derer, die um diese Not-
wendigkeit wissen, dieses den Bürgern 
zu erklären. 

Der Staat kann seinen anderen 
wichtigen Aufgaben nur gerecht nach-
kommen, wenn die wirtschaftliche Ent-
wicklung die finanziellen Voraussetzun-
gen dafür schafft. Die Warenströme, der 
Import lebenswichtiger Rohstoffe, von 

dem wir in Deutschland abhängig sind, 
werden zu über 90 Prozent über die 
weltweiten Seewege transportiert. Dies 
gilt auch für einen großen Teil unserer 
Energieversorgung. Kohle, Gas und 
Erdöl werden in den vor uns liegenden 
Jahrzehnten zu einem großen Teil über 
See zu uns transportiert.

Menschenleben sind das Ziel
Vor allem die Bedrohung durch Ter-

roristen ist hier besonders aufmerksam 
zu beobachten, denn ihnen geht es nicht 
um Geld. Das Leben der Menschen auf 
den Schiffen und in den Häfen ist ihr 
eigentliches Ziel. Eine Vielzahl von An-
schlägen ist ihnen gelungen, viele sind 
durch eine enge Zusammenarbeit na-
tionaler und internationaler Organisa-
tionen verhindert worden.
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Dies ist bisher daran gescheitert, 
dass es eine Ergänzung des Grundg-
esetzes zur Voraussetzung hat. Da mit 
diesem Thema auch die Frage der Sicher-
heitsvorsorge insgesamt verknüpft ist, 
und es um die sachlich gebotene Neu-
bestimmung von Äußerer und Innerer 
Sicherheit geht, ist das Thema in erster 
Linie ein politisches und nicht, wie so 
häufig geäußert, ein juristisches. 

Handlungsbedarf
Handlungsbedarf besteht aber 

ebenfalls im Zuständigkeitsbereich der 
eigenen, nationalen Hoheitsgewässer. 
Es hat hier bei der Bündelung der un-
übersichtlichen Zuständigkeiten und 
Kompetenzen zwar Fortschritte gege-
ben, es fehlt aber eine im Bedrohungs-
fall für den Erfolg unverzichtbare klare 
Führungsstruktur. Die dann zu erarbei-
tenden nationalen Gesetze müssen die 
Aufgaben einer Küstewache im Zusam-
menwirken mit der Deutschen Marine 
regeln. So haben es jedenfalls unsere 
Nachbarn und unsere Verbündete 
geregelt. Also: Packen wir es an!

Die Bedrohung durch Terroristen ist besonders aufmerksam zu 
beobachten, denn ihnen geht es nicht um Geld. 
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